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Regierung will Einreisesperren
bei Sozialmissbrauch
Gesetz soll noch vor der Sommerpause beschlossen werden

B e r l i n  (dpa). Das Bundes-
kabinett wird noch vor der
Sommerpause Maßnahmen
gegen einen möglichen Sozial-
missbrauch durch EU-Auslän-
der beschließen. Das hat ges-
tern ein Sprecher des Innenmi-
nisteriums angekündigt.

Katrin Göring-Eckard
kritisiert die Pläne.

Der Gesetzentwurf befindet sich
derzeit in der Abstimmung zwi-
schen den einzelnen Ministerien.
Zu den konkreten Inhalten wollte
sich der Sprecher nicht äußern.
Grundsätzlich ist schon seit zwei
Wochen bekannt, dass die Regie-
rung befristete Einreisesperren
und Beschränkungen beim Kin-
dergeld plant.

Die Wochenzeitung »Der Frei-
tag« veröffentlichte jetzt einige
weitere Details aus dem vorläufi-
gen Gesetzentwurf. So solle Zu-
wanderern aus der EU für bis zu
fünf Jahre zwingend die Wieder-
einreise verboten werden, wenn
sie beim Missbrauch von Sozial-

leistungen ertappt werden.
Wer sich durch falsche oder

unvollständige Angaben eine Auf-
enthaltserlaubnis erschleicht,
muss dem Bericht zufolge mit bis
zu drei Jahren Gefängnis rechnen.

Bereits bekannt ist, dass Zuwan-
derer aus anderen EU-Staaten nur
noch ein befristetes Aufenthalts-
recht zur Arbeitssuche bekommen
sollen. Der unberechtigte Bezug
von Kindergeld soll dadurch ver-
hindert werden, dass der Antrag-
steller eine Steuer-
identifikationsnum-
mer vorlegen muss.

Grünen-Fraktions-
chefin Katrin Göring-
Eckardt bezeichnete
die Pläne mit Blick
auf die Europawahl
als »populistisches
Wahlkampfgetöse«.
In der »Saarbrücker
Zeitung« beklagte sie,
Wiedereinreisesper-
ren seien europa-
rechtswidrig und blo-
ße Augenwischerei.

Anlass für die ge-

setzliche Neuregelung war die
CSU-Kampagne »Wer betrügt, der
fliegt«, mit der die Christsozialen
vor einem massenhaften Miss-
brauch von Sozialleistungen durch
Bulgaren und Rumänen gewarnt
hatten. Bürger aus diesen beiden
jungen EU-Staaten haben seit dem
1. Januar freien Zugang zum
deutschen Arbeitsmarkt. Einige
Kommunen fühlten sich jedoch
durch den steigenden Zuzug von
sozial schwachen Osteuropäern

überfordert.
Grundsätzlich ist

Deutschland ver-
pflichtet, Zuwande-
rern aus anderen EU-
Staaten Sozialleistun-
gen zu zahlen. Der
Generalanwalt am
Europäischen Ge-
richtshof hielt aller-
dings am Dienstag in
einem Gutachten fest,
dass man sogenann-
ten Armutszuwande-
rern dann Hartz IV
verweigern darf,
wenn die Betroffenen

ausschließlich nach Deutschland
kamen, um Sozialhilfe zu bezie-
hen. 2013 haben in Deutschland
lebende Ausländer Hartz-IV-Leis-
tungen in Höhe von 6,7 Milliarden
Euro bezogen – etwa ein Fünftel
des Gesamtvolumens.

Auf die rund 900 000 Ausländer
aus Nicht-EU-Staaten entfielen
fünf Milliarden Euro, auf die
311 000 Zugewanderten aus den
anderen EU-Ländern 1,7 Milliar-
den Euro. Das geht aus einer
Antwort des Bundesarbeitsminis-
teriums auf eine Anfrage des
Vize-Vorsitzenden der Unions-
Bundestagsfraktion, Johannes
Singhammer (CSU), hervor.

Darin sind Gesamtaufwendun-
gen für Hartz-IV-Leistungen 2013
mit 33,7 Milliarden Euro ausge-
wiesen. Bundesbürger erhielten
davon 26,8 Milliarden Euro. Die
Liste der Hartz-IV-Bezieher aus
Nicht-EU-Staaten wird angeführt
von Türken (348 263 Personen),
Irakern (51 963) und Russen
(42 516). Die Zahl der deutschen
Hartz-IV-Empfänger lag bei 4,8
Millionen (2010: 5,2 Millionen).

Aus für »Lex Seehofer«?
Experten lehnen Windrad-Abstands-Gesetz ab

Weitere Abstände zu Häusern
verringern die Windkraftflächen.

Berlin (dpa). Mehrere Sach-
verständige haben erhebliche
Zweifel an dem von der Bundesre-
gierung geplanten Gesetz für Ab-
stände von bis zu zwei Kilometern
zwischen Windrädern und Wohn-
gebieten. So betonte der Jurist
Ulrich Battis gestern in einer
Anhörung im Umweltausschuss
des Bundestags, dass es die Recht-
sprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts aushebeln könnte,
wonach der Windkraftnutzung
»substantieller Raum« eingeräumt
werden müsse.

Die Änderung im Baugesetzbuch
soll den Bundesländern künftig
erlauben, Mindestabstände festzu-
legen. Ein solcher Abstand kann
auf Vorschlag Bayerns zum Bei-
spiel das Zehnfache der Höhe des
Windrades betragen – also bis zu
zwei Kilometer. Battis betonte, das
geplante Gesetz könne zudem die

Planungshoheit der Kommunen
unterlaufen.

Hilmar von Lojewski von der
Bundesvereinigung kommunaler
Spitzenverbände äußerte die Be-
fürchtung, dass durch die Rege-

lung statt 15 bis 20 Prozent der
Fläche in Deutschland nur noch
ein Prozent für das Aufstellen von
Windrädern infrage kommen
könnte. Windkraftgegner unter-
stützten hingegen die Länderöff-
nungsklausel, die von August an
greifen soll. Sie warnten im Aus-
schuss vor gesundheitlichen Be-
einträchtigungen und einer Ver-
schandelung ländlicher Räume.

Ob das Gesetz zustande kom-
men wird, ist unklar. Im Bundes-
tag dürfte die Mehrheit von Union
und SPD stehen, aber im Bundes-
rat haben die drei beteiligten
Fachausschüsse bereits eine Ab-
lehnung empfohlen.

Für Umweltausschuss-Vorsit-
zende Bärbel Höhn (Grüne) ist das
Gesetz »maximaler Humbug«. Sie
spricht von einer »Lex Seehofer«,
Bayerns Ministerpräsident wolle
den Windkraftausbau bremsen.

Der Bau der neuen FH Bielefeld kostet fast 100 Millionen Euro mehr als
geplant. Das hat der BLB jetzt eingeräumt. Foto: Hans-Werner Büscher

BLB räumt Fehler ein
FH-Neubau: Ministerium spricht von Planungs-Missständen

Bielefeld/Düsseldorf (dpa/WB/
mba). Mit ihrer Informationspoli-
tik zum Neubau der Fachhoch-
schule (FH) in Bielefeld hat die
Landesregierung für Verärgerung
sogar in den Regierungsfraktionen
gesorgt. Erst nach mehrmaligem
Nachfragen bestätigten Vertreter
des NRW-Finanzministeriums und
des landeseigenen Bau- und Lie-
genschaftsbetriebs (BLB) gestern
bei einer Ausschuss-Sondersit-
zung des Landtags, dass beim Bau
der neuen FH neben der Universi-
tät fast 100 Millionen Euro Mehr-
kosten von 161 Millionen auf gut
260 Millionen absehbar seien.

Dies sei eine »valide Zahl«,
sagte BLB-Geschäftsführer Rolf
Krähmer. Vergangene Woche war
dies vom BLB noch bestritten
worden. 75 Millionen seien in
diesem Zusammenhang bereits als
außerordentliche Abschreibung in
der BLB-Bilanz 2013 vermerkt.
Aus den Reihen der Grünen hieß
es, man könne sich schon »veräp-
pelt« fühlen, dass die Kostenstei-
gerung vom BLB zuvor als »nor-
male Budgetanpassung« verkauft
worden sei.

Ein Vertreter des Finanzministe-
riums sprach schließlich von »Pla-
nungs-Missständen« beim Bau der
FH. Zudem seien Informationen
über Mehrkosten »relativ spät vor-

gelegt« worden. Hinzu gekommen
seien Kostensteigerungen im Bau-
prozess. Er könne die Effekte aber
nicht im Einzelnen beziffern, sagte
BLB-Geschäftsführer Krähmer. Er
räumte schließlich ein, im März
2013 versäumt zu haben, den
BLB-Verwaltungsrat über Kosten-
steigerungen zu informieren. Er
habe dies im Juni 2013 nachge-
holt. Beim Start des Bauprojekts
2007 seien zu Zeiten der schwarz-
gelben Vorgängerregierung »maß-
gebliche Fehler« gemacht worden,
teilte das Finanzministerium mit.

Das Projekt »hätte so nicht begon-
nen werden dürfen«.

Mit diesem Urteil gerät der BLB,
der ohnehin wegen Kostenexplosi-
onen bei ähnlichen Bauprojekten
wie dem Landesarchiv in Duisburg
in der Kritik steht, immer stärker
unter Druck. Die CDU- und FDP-
Landtagsfraktionen haben bereits
einen gemeinsamen Antrag in den
Landtag eingebracht, der die Neu-
strukturierung des BLB beinhaltet.
Der Antrag wurde allerdings in
den Haushalts- und Finanzaus-
schusses überwiesen. 

Nervenkrieg
vor Hinrichtung

Washington (dpa). Der Oberste
Gerichtshof der USA hat in letzter
Minute die Hinrichtung eines Mör-
ders ausgesetzt. Russell Bucklew
hätte gestern kurz nach Mitter-
nacht im US-Staat Missouri hinge-
richtet werden sollen. Bucklew
hatte sich juristisch gegen die
Verabreichung der Giftspritze ge-
wehrt. Gestern dauerte der Ner-
venkrieg an.

Gefährliche Keime
in Wurst entdeckt
Berlin (dpa). In mehreren

Wurstprodukten aus Supermärk-
ten sind in einer Stichprobe für die
Grünen-Bundestagsfraktion prob-
lematische Keime gefunden wor-
den. In 10 von 63 Proben wurden
ESBL-Bakterien nachgewiesen,
wie die Studie ergab. Diese Keime
produzieren Enzyme, die sie gegen
Antibiotika resistent machen. Für
die Stichprobe wurden Wurstsor-
ten in 13 Städten getestet

Russland liefert
China Gas

Shanghai (dpa). Nach mehr als
zehn Jahren zäher Verhandlungen
haben Russland und China einen
Gasvertrag im Wert von umge-
rechnet 290 Milliarden Euro über
eine Laufzeit von 30 Jahren ge-
schlossen. Der russische Staats-
konzern Gazprom liefert von 2018
an mindestens 38 Milliarden Ku-
bikmeter Gas jährlich nach China.

Pro Asyl fordert
76 000 Plätze

Berlin (dpa). Die Hilfsorganisati-
on Pro Asyl fordert die Aufnahme
von 76 000 weiteren Bürgerkriegs-
Flüchtlingen aus Syrien. So viele
Anträge seien von in Deutschland
lebenden Familienangehörigen ge-
stellt worden. Dem stünden aber
nur 5000 Aufnahmeplätze gegen-
über, betonte Pro Asyl gestern in
Berlin. Die derzeit diskutierte Auf-
stockung um weitere 10 000 Plätze
sei deshalb nicht ausreichend.

NSA-Ausschuss
will Zuckerberg

Berlin (dpa). Der NSA-Untersu-
chungsausschuss will die Chefs
der großen US-Internetkonzerne
wie Facebook und Twitter als
Zeugen laden. Die Runde will die
Beschlüsse dazu heute in ihrer
Sitzung fassen. Neben den Chefs
von Facebook und Twitter, Mark
Zuckerberg und Dick Costolo, will
das Gremium demnach auch die
Spitzen von Google, Microsoft und
Apple vernehmen.

Frank-Walter Steinmeier
(58), Bundesaußenminister, ist
zum Youtube-Hit geworden. Im
bislang eher gemächlichen
Wahlkampf für die Europawahl
zeigt ein Video, wie sich der
SPD-Politiker auf dem Berliner
Alexanderplatz wütend gegen
»Kriegstreiber«-Rufe wegen
seiner Ukraine-Politik zur Wehr
setzt. Er schreit, brüllt und
gestikuliert wild. »Wer eine
ganze Gesellschaft als Faschis-
ten bezeichnet, der treibt den
Krieg, der treibt den Konflikt!«,
ruft er. Das Video wurde mehr
als 600 000 Mal angeklickt. 

Paul Nolte (51), Historiker, ist
der Ansicht, dass sich die CDU
langfristig vom »C« im Partei-
namen verabschieden wird.
»Eine christliche Rückbindung
hat für einen großen Teil der
CDU-Wähler keine unmittelba-
re Bedeutung mehr«, sagte er in
einem Interview der »Zeit«-Bei-
lage »Christ & Welt«. Der Tradi-
tionsbestand des »C« werde
noch zwei Jahrzehnte erhalten
bleiben. »Abgekürzt fällt das
Christliche nicht so auf«, äußer-
te Paul Nolte, der an der Freien
Universität Berlin Geschichte
lehrt.

Husni Mubarak (86), Ägyp-
tens Ex-Präsident, ist von ei-
nem Strafgericht in Kairo we-
gen illegaler Bereicherung zu
drei Jahren Gefängnis verurteilt
worden. Seine beiden Söhne
Alaa und Gamal erhielten in
dem selben Verfahren Haftstra-
fen von jeweils vier Jahren. Die
Mubaraks müssen außerdem
Geld an den Staat zurückzah-
len, das sie sich im Zusammen-
hang mit öffentlichen Baumaß-
nahmen angeeignet hatten. Ge-
gen das Urteil ist Berufung
möglich. Mubarak war im Feb-
ruar 2011 nach Massenprotes-
ten von der Armeeführung zum
Rücktritt gezwungen worden. 

Namen
und Nachrichten

Regierung appelliert an Erdogan
Berlin/Köln (dpa). Die Bundesregierung geht trotz der angekündigten

Proteste davon aus, dass der Kölner Auftritt des türkischen Ministerpräsi-
denten Recep Tayyip Erdogan friedlich verläuft. Regierungssprecher
Steffen Seibert äußerte gestern in Berlin die Hoffnung, »dass es in Köln
ruhig und friedlich zugeht – sowohl im als auch außerhalb des Saales«.
Gleichzeitig erneuerte er seinen Appell an Erdogan: »Wir gehen fest
davon aus, dass er sich der Verantwortung und des sensiblen Zeitpunkts,
zu dem das jetzt stattfindet, bewusst ist und entsprechend auftritt.«

Präsidentschaftskandidatin und Ex-Regierungschefin
Julia Timoschenko macht Wahlkampf in Konotop,

um am Sonntag ein gutes Ergebnis zu erzielen.
Favorit ist indes Petro Poroschenko. Foto: dpa

Endspurt im
Wahlkampf

Ukraine stimmt ab
Shanghai/Nikolajew (dpa). Der

russische Präsident Wladimir Pu-
tin rechnet auch nach der Präsi-
dentenwahl an diesem Sonntag in
der Ukraine nicht mit einer schnel-
len Normalisierung der bilateralen
Beziehungen. »Ein gutes Verhält-
nis zu Menschen, die vor dem
Hintergrund einer Militäraktion
gegen die Bevölkerung im Süd-
osten der Ukraine an die Macht
kommen, wird kompliziert sein«,
sagte er in Shanghai. Putin wies
Vorwürfe zurück, dass russische
Truppen weiterhin nicht von der
ukrainischen Grenze abzögen:
»Die Einheiten kehren in die
Kasernen zurück, damit nicht Spe-
kulationen entstehen, wir würden
die Präsidentenwahl behindern.«

In der südukrainischen Stadt
Nikolajew begann unterdessen der
dritte Runde Tisch zur Krisenbe-
wältigung in der Ex-Sowjetrepu-
blik. Mit dem Treffen unterstreiche
die Führung des Landes ihre
Dialogbereitschaft, sagte der deut-
sche Diplomat Wolfgang Ischinger
zu Beginn. Er rief die Ukrainer
auf, an der Präsidentenwahl teil-
zunehmen. Die bisherigen Treffen
in Kiew und Charkow waren
weitgehend ergebnislos verlaufen.


